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Straßenausbaubeiträge sollen erhöht werden 
Die Kommunalaufsicht des Wartburgkreises fordert von kreisangehörigen Gemeinden eine 
Änderung der gemeindlichen Straßenausbaubeitragssatzungen. Im Mittelpunkt steht dabei 
eine Erhöhung des Anteils der umlagefähigen Ausbaukosten, der auf die Anlieger entfällt. In 
der Folge werden sich die Straßenausbaubeiträge für die Grundstückseigentümer erhöhen. 
Die bisherigen Straßenausbaubeitragssatzungen, die nach Ansicht der Kommunalaufsicht zu 
niedrige Umlagesätze enthält, wurde durch dieselbe Behörde im Rahmen des Satzungsverfah-
rens rechtsaufsichtlich gewürdigt. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 

1. Welche kreisangehörigen Gemeinden wurden wann durch die Kommunalaufsicht des 
Wartburgkreises mit welcher Begründung aufgefordert, ihre Straßenausbaubeitrags-
satzungen zu ändern (bitte Einzelaufstellung nach Gemeinden)? 

2. Welche Umlagesätze für die Straßenausbaukosten waren bisher in den jeweiligen ge-
meindlichen Straßenausbaubeitragssatzungen der nachgefragten Gemeinden enthalten 
(bitte Einzelaufstellung nach Gemeinden)? Wann wurden diese Satzungen durch die 
zuständige Kommunalaufsicht im Rahmen des Satzungsverfahrens gewürdigt und mit 
welcher Begründung wurden bereits zum damaligen Zeitpunkt keine höheren Umlage-
sätze gefordert (bitte Einzelaufstellung nach Gemeinden)? 

3. Auf welche Höhe sollen nach der Forderung der Kommunalaufsicht bei den nachge-
fragten Gemeinden die Umlagesätze in den Straßenausbaubeiträgen erhöht werden 
und wie wird diese Forderung begründet (bitte Einzelaufstellung nach Gemeinden)? 

4. Inwieweit sollen die geforderten erhöhten Umlagesätze bei der Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen bei den nachgefragten Gemeinden rückwirkend zur Anwendung 
kommen und wie wird dies begründet? Sollte keine Rückwirkung vorgesehen sein, 
wie sind die Anwendung unterschiedlicher Umlagesätze bei der Erhebung von Stra-
ßenausbaubeiträgen im Spannungsfeld des Gleichheitsgrundsatzes zu bewerten? 

5. Wie stellt sich die Finanzsituation der nachgefragten Gemeinden dar? Welche dieser 
Gemeinden hatten im Zeitraum 1999 bis 2006 ein Haushaltsdefizit in welcher Höhe zu 
verzeichnen (bitte Einzelaufstellung nach Gemeinden)? 

6. Welche Mehreinnahmen werden die nachgefragten Gemeinden durch die Anwendung 
höherer Umlagesätze bei der Erhebung von Straßenausbaubeiträgen voraussichtlich 
erzielen (bitte Einzelaufstellung nach Gemeinden)? 
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